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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Annette Karl, Natascha 
Kohnen, Andreas Lotte, Bernhard Roos, Horst Arnold, Inge 
Aures, Volkmar Halbleib, Dr. Simone Strohmayr, Margit Wild, 
Susann Biedefeld, Ruth Müller und Fraktion (SPD) 

Starkregenereignisse in Bayern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag zu berichten,  

1. welche fachliche und finanzielle Unterstützung den Kommunen 
von Seiten des Freistaates zur Verfügung gestellt wird, um Maß-
nahmen gegen Schäden durch Starkregenfälle zu treffen; 

2. welche Maßnahmen durch die Staatsregierung im Bereich der 
Landwirtschaft ergriffen beziehungsweise gefördert werden, um 
Erosion, insbesondere von Ackerflächen zu verhindern; 

3. welche Möglichkeit zur Absicherung ihrer Werte und Güter Grund-
stücksbesitzer haben, denen eine Elementarschadenversicherung 
verwehrt oder nur mit erheblichen Risikozuschlägen gewährt wird. 

 

 

Begründung: 

Die Starkregenfälle in den letzten beiden Wochen des Monats Mai 
haben erhebliche Schäden angerichtet. Dabei waren örtlich nur ein-
zelne Kommunen und deren Bewohner betroffen, zum Teil mehrmals 
kurz nach einander. Geklärt werden soll deshalb, ob von Seiten des 
Freistaates Bayern genügend Personal für Beratungsleistungen beim 
Bau von notwendigen Schutzmaßnahmen zur Verfügung steht, ob 
vorhandene Förderprogramme aufgestockt oder um neue Förderbe-
reiche erweitert werden müssen und welche Hilfen für natürliche und 
rechtliche Personen bestehen, denen nur unzureichender Versiche-
rungsschutz gewährt wird. 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Annette Karl, Natascha Kohnen, Andreas Lotte, Bernhard Roos, 
Horst Arnold, Inge Aures, Volkmar Halbleib, Dr. Simone Stroh-
mayr, Margit Wild, Susann Biedefeld, Ruth Müller und Fraktion 
(SPD) 

Drs. 17/22368 

Starkregenereignisse in Bayern 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag zu berichten,  

1. welche fachliche und finanzielle Unterstützung den Kommunen 
von Seiten des Freistaates zur Verfügung gestellt wird, um Maß-
nahmen gegen Schäden durch Starkregenfälle zu treffen; 

2. welche Maßnahmen durch die Staatsregierung im Bereich der 
Landwirtschaft ergriffen beziehungsweise gefördert werden, um 
Erosion, insbesondere von Ackerflächen zu verhindern; 

3. welche Möglichkeit zur Absicherung ihrer Werte und Güter Grund-
stücksbesitzer haben, denen eine Elementarschadenversicherung 
verwehrt oder nur mit erheblichen Risikozuschlägen gewährt wird. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet
Abg. Annette Karl
Abg. Martin Stümpfig
Abg. Joachim Hanisch
Abg. Dr. Otto Hünnerkopf
Staatsminister Dr. Marcel Huber
Abg. Klaus Adelt
Abg. Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Zur gemeinsamen Beratung rufe ich auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Annette Karl, 

Natascha Kohnen u. a. und Fraktion (SPD)

Starkregenereignisse in Bayern (Drs. 17/22368) 

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 

Joachim Hanisch u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Bürger in Bayern vor Starkregenereignissen schützen! (Drs. 17/22392) 

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Erste Rednerin ist Frau Kollegin Karl. Bitte 

schön, Frau Kollegin, Sie haben das Wort.

Annette Karl (SPD): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Das Thema 

Wasser zum Zweiten am heutigen Tag: Im Mai hat es vor allem in Nordbayern viele 

Gewitter und Starkregenereignisse gegeben. Manche Orte haben zweimal in einer 

Woche "Land unter" gemeldet, zum Beispiel Konnersreuth in der Oberpfalz und Arz-

berg in Oberfranken. Unser Dank gilt zunächst einmal allen Helferinnen und Helfern, 

die den Betroffenen über Stunden geholfen haben, Keller freizupumpen, Häuser aus-

zuräumen und Straßen wieder befahrbar zu machen.

(Beifall bei der SPD und des Abgeordneten Tobias Reiß (CSU))

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Starkregenereignisse waren extrem und sehr 

punktuell; in den Nachbarorten ist praktisch nichts passiert. Diese extremen Ereignisse 

sind noch sehr selten, nehmen aber wegen des Klimawandels ständig zu. Sie zeigen 

immer wieder die Problemlagen in den Orten auf: Da gibt es kleine Bächlein, die sich 

in reißende Fluten verwandeln; Kanäle, die die Wassermassen nicht mehr aufnehmen 

können; Böden, die nach langer Trockenheit – wie gegenwärtig – nicht genügend 

Wasser aufnehmen können. Wo die Vegetation keinen natürlichen Wall bilden kann, 

rauscht das Wasser ungehindert weiter. Hier stehen oft Äcker mit Mais, besonders in 
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Hanglagen, im Fokus, weil dort das Wachstum hinter dem anderer Pflanzen etwas zu-

rücksteht und dadurch große Freiräume zwischen den Pflanzen entstehen, die das 

Wasser einfach durchlassen. Wertvoller Humus wird dadurch von den Äckern wegge-

schwemmt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, den Kampf gegen den Klimawandel werden wir hier 

im Landtag nicht allein bestreiten können. Wir können aber schauen, dass die Staats-

regierung den Kommunen und ihren Bewohnern ausreichend Unterstützung beim Kli-

maschutz gewährt und damit auch ihrer Fürsorgepflicht nachkommt.

(Beifall bei der SPD)

Das gilt für präventive Maßnahmen, für fachliche Beratung und Unterstützung, für 

Maßnahmen gegen die Erosion der Böden und für die versicherungstechnische Absi-

cherung von Schadensfällen, insbesondere deshalb, weil die Staatsregierung be-

schlossen hat, ab dem 1. Juli 2019 keine finanzielle Unterstützung als Soforthilfe mehr 

bei solchen Schadensereignissen zu gewähren.

Nach der letzten Hochwasserkatastrophe gab es gute Ansätze, zum Beispiel das 

Hochwasserschutz-Aktionsprogramm 2020plus. Wir sehen allerdings weitere Hand-

lungsbedarfe. Die Wasserwirtschaftsämter brauchen mehr Personal zur Beratung. Seit 

2004 sind dort 600 Stellen abgebaut worden. Bis 2022 sind 600 weitere Stellenstrei-

chungen vorgesehen. Hier müssen wir massiv gegensteuern.

(Beifall bei der SPD)

Wir brauchen Gesamtlösungen gemeinsam mit den Kommunen und der Landwirt-

schaft. Zum Beispiel muss das Projekt "boden:ständig" bayernweit ausgerollt werden. 

Die Kommunen bekommen Maßnahmen zum Hochwasserschutz gefördert; das ist gut 

so. Fakt ist aber auch, dass die 50- bis maximal 75-prozentige Förderung nicht aus-

reicht, damit auch finanzschwache Kommunen diese teuren Maßnahmen finanzieren 

können.
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Wir müssen uns um Menschen kümmern, die keine Elementarschadensversicherung 

abschließen können, entweder weil sie als Kunden abgelehnt werden oder weil die 

Prämien schlicht unbezahlbar sind. Wir brauchen hier intelligente, bezahlbare Versi-

cherungsmodelle. Gleichwertige Lebensbedingungen in Bayern – das bedeutet auch, 

dass der Wohnort im Regenfall nicht zur finanziellen Falle werden darf.

Es gibt also genug zu tun. Die Zeit drängt – wie meine auch. Der nächste Starkregen 

kommt bestimmt. Deshalb haben wir diesen Berichtsantrag gestellt. Er soll eine diffe-

renzierte Bestandsaufnahme ermöglichen sowie etwaige Defizite und Verbesserungs-

bedarfe ermitteln; einige davon habe ich heute schon angesprochen.

Lassen Sie uns gemeinsam Verbesserungen für unsere Bürgerinnen und Bürger errei-

chen. Ich bitte deshalb um Zustimmung zu diesem Antrag.

(Beifall bei der SPD)

Der Antrag der FREIEN WÄHLER enthält zwei gute Forderungen. Punkt 3 erscheint 

uns allerdings völlig unausgegoren. Deshalb werden wir uns zu diesem Antrag der 

Stimme enthalten.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Frau Kollegin. Bleiben Sie 

bitte noch am Rednerpult. Kollege Stümpfig hat sich zu einer Zwischenbemerkung ge-

meldet. Bitte schön, Herr Kollege.

Martin Stümpfig (GRÜNE): Frau Kollegin Karl, ich habe eine kurze Nachfrage zu der 

Elementarversicherung. Für uns ist es schon noch eine wichtige Frage, wie man das 

Ganze ausgestalten sollte. Könnten Sie dazu noch einmal Ausführungen machen?

Annette Karl (SPD): Lieber Herr Kollege Stümpfig, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

zum einen brauchen die Bürgerinnen und Bürger eine Möglichkeit, sich gegen Schä-

den zu versichern. Wir können es aber nicht akzeptieren, dass durch die Einrichtung 

eines aus Steuermitteln gespeisten Fonds den Versicherungen die Möglichkeit gege-

ben wird, sich die einfachen Fälle – Fälle ohne hohe Wahrscheinlichkeiten für Scha-
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densfälle – herauszusuchen, während für alle anderen Fälle der Steuerzahler auf-

kommt. Deswegen sind wir der Meinung, dass wir gemeinsam eine Lösung finden 

müssen, damit die Bürgerinnen und Bürger vernünftigen Versicherungsschutz bekom-

men. Wir müssen auch die Versicherungen in die Pflicht nehmen, gemeinsam mit der 

Staatsregierung akzeptable Lösungen zu finden.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Frau Kollegin. – Als Nächster 

hat Herr Kollege Hanisch von den FREIEN WÄHLERN das Wort. Bitte schön, Herr 

Kollege.

Joachim Hanisch (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen 

und Herren! Starke Überflutungen, Regenfälle, erhebliche Schäden in Millionenhöhe – 

solche Vorfälle hatten wir in den vergangenen Jahren immer wieder. Sie häufen sich. 

Das ist letztlich wohl eine Folge des Klimawandels. Wir müssen etwas dagegen tun.

Dieser Berichtsantrag ist sicherlich ein gutes Zeichen. Wir werden ihm zustimmen, 

haben aber trotzdem einen eigenen Antrag gestellt, weil wir meinen, dass es mit Be-

richten irgendwann nicht mehr getan ist. Wir müssen handeln, wir müssen reagieren.

Dieser Tagesordnungspunkt hat einen starken Bezug zu den unter Tagesordnungs-

punkt 11.2 aufgerufenen beiden Dringlichkeitsanträgen. Auch bei diesen ging es, wenn 

auch in einer etwas anderen Form, um Probleme, die wir mit dem Wasser haben. In-

sofern kann ich mir die Ausführungen zu den Folgen des Klimawandels weitgehend 

schenken. – Zu viel Wasser wird zu Problemen führen. Diese werden immer stärker, 

was Platzregen anbelangt. Wir müssen uns rüsten.

Ich kenne schon die Antwort, die nachher gegeben wird: Es wird schon genügend 

getan. – Meine Damen und Herren, ich meine, das ist zu wenig. Wir müssen insbeson-

dere die Ansätze unterstützen, die es ermöglichen, vor Ort Hilfe zu leisten. Die Kom-

munen haben insoweit eine ganz entscheidende Aufgabe, weil sie in vielen Bereichen 
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entscheidend zur Minimierung der Folgeschäden beitragen können, etwa durch Vor-

sorgemaßnahmen, durch die Bewältigung einzelner Probleme und durch Gefahrenab-

wehr generell.

An dieser Stelle setzt unsere Forderung an. Wir müssen die Kommunen stärker mit fi-

nanziellen Mitteln unterstützen, wenn es darum geht, Vorrichtungen zu schaffen, die 

dazu dienen, dass Schäden nicht mehr in dieser Dimension auftreten, sondern in vie-

len Bereichen reduziert werden können. Ganz verhindern werden wir sie sicherlich 

nicht können.

Ein ganz großes Problem sehen wir bei den Versicherungen. Früher gab es eine 

staatliche Versicherung, bei der letztlich alles versichert war. Heute übernehmen die 

privaten Versicherungen diese Aufgabe. 99 % der Betroffenen sind versichert. Ein Pro-

zent ist wohl nicht versicherbar. Das ist eine schwierige Situation, aber wir meinen, 

dass es Aufgabe des Staates wäre, einen jährlichen oder monatlichen Höchstbetrag 

festzulegen, zu dem sich der einzelne Grundstückseigentümer versichern kann. Den 

Rest müsste entweder der Staat übernehmen, oder es müssten Ausgleichszahlungen 

erfolgen, wenn ein Schaden eintritt. Den Einzelnen gänzlich ohne Versicherungs-

schutz im Regen stehen zu lassen, geht uns zu weit. Davon hängt die Existenz vieler 

Grundstücksbesitzer ab.

Glauben Sie nicht, dass solche Schäden nur eintreten können, wo es ein Gewässer 

gibt! Wir haben bei den Überschwemmungen in Simbach, in Schwäbisch Gmünd und 

in Braunsbach gesehen, dass so etwas auch in Hanglagen passieren kann, weil der 

Platzregen so stark war, dass Erdreich nach unten abgeschwemmt wurde und die 

Häuser zugeschüttet wurden. Riesige Probleme kommen auf uns zu. Das muss für 

den Einzelnen in irgendeiner Form mit Hilfe des Staates versicherbar sein. Das sind 

die Probleme, die sich uns stellen. Wir erwarten, dass hierfür stärkere staatliche Hilfen 

geleistet werden. Wir dürfen nicht zuwarten. Solche Starkregen werden immer häufi-

ger. Sie werden uns noch mehr beeinträchtigen, als es uns lieb ist. Deshalb sollten wir 

lieber Vorsorgemaßnahmen treffen und präventiv tätig werden, als immer nur hinterher 
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mit Hilfen zu kommen, wobei diese Hilfen nach dem Beschluss der Staatsregierung 

auch eingeschränkt werden sollen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Kollege. – Als Nächster 

hat Herr Kollege Dr. Hünnerkopf von der CSU das Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Dr. Otto Hünnerkopf (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert) Herr Präsident, Kollegin-

nen und Kollegen! Der Dringlichkeitsantrag der SPD ist ein Berichtsantrag. Diesem 

werden wir gerne zustimmen, damit uns dargestellt werden kann, was seitens der 

Staatsregierung herkömmlicherweise gemacht wird. Es gibt zwei Ansätze: Ein Ansatz 

ist, dass die Kommunen das unterstützen und begleiten, was in der Landschaft ge-

macht wird. Das andere ist die Elementarschadenversicherung.

Lassen Sie mich einige Anmerkungen zu den Kommunen machen. Ich selber lebe in 

einer Gemeinde, in der schon seit einigen Jahren interkommunal ein Konzept erarbei-

tet wird. Das Amt für ländliche Entwicklung arbeitet mit neun Kommunen, die in der Ar-

beitsgemeinschaft "Dorfschätze" vereinigt sind, zusammen. Unterstützt werden sie 

von der Wasserwirtschaft und natürlich auch von Fachbüros. Ein solcher Ansatz ist 

immer sinnvoller, als einen einzelnen Ort zu behandeln, weil die Vernetzung auch ge-

sehen werden muss. Die möglichen Wassermengen, die in einer Region im Einzugs-

bereich von Bächen niederkommen können, müssen auch berücksichtigt werden. Für 

solche Konzepte gibt es derzeit eine Förderung von 75 %. Für die Ausführung gab es 

einmal 30 %. Jetzt sind es 50 %, und in Räumen mit besonderem Handlungsbedarf 

bis zu 65 %.

Ich habe selber erlebt, welchen Spielraum es bei solchen Maßnahmen geben kann, 

wenn man sich intensiv und länger damit befasst. Ein Fachbüro ist zunächst einmal 

geneigt, technische und zum Teil auch kostenaufwendige Maßnahmen vorzuschlagen. 

Wenn man die Landschaft, zum Beispiel bestimmte Geländesituationen, betrachtet, 

wo man mit Dämmen vielleicht mehr erreicht als mit Betonstaumauern, die oft vorge-
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schlagen werden, kommt man mit einfacheren Lösungen auch zurecht. Deshalb ist es 

sinnvoll, die Maßnahmen nicht mit 90 % pauschal zu fördern. Das sage ich zu den 

FREIEN WÄHLERN. Wenn ich 90 % bekomme, mache ich mir nicht so viele Gedan-

ken, wie wenn ich selbst gefordert bin. Deshalb ist der Ansatz, dass viele Kommunen 

im Verbund arbeiten, ein probates Mittel.

Unsere Wasserwirtschaftsämter beraten auch einzelne Kommunen gerne. Auch bei 

einem kleinen Bach muss der Gewässerlauf genau angeschaut werden. Wie sieht die-

ser aus? Wie kann die Schöpfkraft an einem solchen Gewässer verbessert werden? 

Wo sind Hindernisse, die einen Stau verursachen? Dafür sind jetzt zunehmend Bera-

tungen auch mit verstärktem personellem Einsatz angesagt. Sie werden auch geleis-

tet.

Zur Landschaft darf ich darauf hinweisen, dass gerade in den letzten Jahrzehnten von 

der Flurneuordnung verstärkt viele kleine Rückhaltemaßnahmen konzipiert worden 

sind. Das geht von kleinen Becken bis hin zu angehobenen Erdwegen, die den Tal-

grund kreuzen, hinter denen tausende von Kubikmetern Wasser zurückgehalten wer-

den können. Da ist schon viel gemacht worden und wird derzeit in Zusammenarbeit 

mit den Ämtern für ländliche Entwicklung auch immer noch gemacht.

Die Elementarversicherung ist eine Herausforderung, für die man auch Erfahrung und 

Entwicklung braucht. Auch die Versicherungen werden ihre Wege gehen und Angebo-

te machen. Ich darf die Kollegen aus dem Umweltschutz daran erinnern, dass wir 

Prof. Günthert von der Bundeswehruniversität bei uns im Ausschuss hatten. Er hat 

uns aufgezeigt, wie man mit einfachen Maßnahmen größeren Schaden abhalten kann. 

Wenn ich eine Stufe ins Gebäude einbaue oder die Lichtschächte vor den Kellern er-

höhe, kann ich größeren Schaden abwenden. Vieles wird schon getan. Vieles kann 

aber noch weiter verbessert werden. Wir sind gern dafür, zu diesem Thema berichten 

zu lassen, und stimmen deshalb dem Antrag der SPD zu. Dem Antrag der FREIEN 

WÄHLER können wir nicht zustimmen.
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(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Kollege. – Als Nächster 

hat Herr Kollege Stümpfig vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort. Bitte schön.

Martin Stümpfig (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Wie schon erwähnt, handelt es sich beim Antrag der SPD um einen Be-

richtsantrag. Dem werden wir zustimmen. Nicht gefällt uns, dass darin Ursache und 

Wirkung auf den Kopf gestellt werden und dass man den Schäden hinterherrennt, 

ohne klar zu sagen, wie denn eine Vorsorge auszusehen hat. Das Gleiche haben wir 

im Jahr 2016 festgestellt, als wir Ende Juni, Anfang Juli die großen Starkregener-

eignisse hatten. Wenn man am Schluss Bilanz zieht, haben wir im Jahr 2016 für die 

Behebung der Schäden mehr ausgegeben als für vorsorgenden Klimaschutz das 

ganze Jahr über. Das kann es einfach nicht sein, liebe Kolleginnen und Kollegen. Eine 

Feuerwehr, die keinen Brandschutz macht und immer nur kommt, wenn es brennt, 

macht einfach einen verdammt schlechten Job. Das macht die Staatsregierung in die-

sem Fall auch.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Der Starkregen – das ist ein klarer Trend – nimmt zu. Nach der KLIWA-Studie haben 

wir an 90 % der 450 Messstellen in Bayern und in Baden-Württemberg die Tendenz, 

dass Starkregenereignisse zunehmen. Diese Aussage ist ganz klar. Auch nach Aussa-

gen der Münchner Rück war 2017 bei den Schäden ein Rekordjahr. Die Studie des 

Landesamts für Umwelt, in der die Erosionsschäden des Unwetters analysiert worden 

sind, sagt ganz klar, dass gerade auch in der Landwirtschaft viel getan werden muss. 

75 % unserer Maisfelder haben nach wie vor Erosionsschäden. Was ist die Lösung? 

Wo gibt es Ansätze?

Wenn es darum geht, dass wir vorangehen und Konzepte aufstellen, schauen wir wie-

der einmal mit dem Ofenrohr ins Gebirge. Dafür macht die Staatsregierung sehr 

wenig. Das einzige, was Herr Huber heute in einer Pressemitteilung angekündigt hat, 

Protokollauszug
133. Plenum, 06.06.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 8

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000162.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000445.html


sind Hinweiskarten für Sturzfluten. Diese Karten mögen schön sein. Sie sind dann si-

cherlich auch wieder schön bunt bebildert. Die Hinweiskarten allein helfen uns aber 

nicht weiter, weil uns gerade bei Starkregenereignissen klar sein muss, dass es jeden 

erwischen kann. Die Starkregenereignisse sind gleichmäßig über Bayern verteilt. Was 

bringen uns also diese Hinweiskarten tatsächlich? Sie würden uns etwas bringen, 

wenn wir die Konsequenzen daraus ziehen würden. In Gebieten, in denen es eine 

leicht erhöhte Gefährdung gibt, könnten wir sagen, Ölheizungen müssen dort entfernt 

werden. Für diese Gebiete müssen wir klare Vorgaben machen, weil gerade Ölheizun-

gen im Überschwemmungsfall die Schadenbeseitigung wirklich teuer machen, weil 

man ganze Häuser abreißen muss.

Aber ich habe wenig Hoffnung, dass die Staatsregierung wirklich einmal Nägel mit 

Köpfen macht. Es wird Infomaterial geben, das wieder schön ausgeteilt wird, und die 

Konsequenz daraus ist gleich null. Das ist immer die Strategie, wobei man sagen 

muss: Das Infomaterial an sich ist sehr gut erarbeitet. Ich möchte nicht in Zweifel zie-

hen, dass unsere Institute sehr, sehr gut arbeiten. Aber wenn es dann aus dem Um-

weltministerium hinaus- und in die Ministerien hineingeht, die eigentlich etwas umset-

zen müssten, dann sieht es wirklich schlecht aus.

Eine Entsiegelung der Flächen ist unumgänglich. Wir müssen also die Flächen wieder 

so gestalten, dass sie Wasser aufnehmen, und endlich Schluss machen mit der Ver-

dichtung der Böden. Natürliche Überschwemmungsflächen, Rückhalteräume brau-

chen wir, das ist ganz klar die Devise.

Zum Thema Versicherung habe ich die Studie aus der Hallertau zum Hopfenanbau 

angeschaut. Wir haben eine Studie aus dem Jahr 2015, rückblickend auf die letzten 

sechs Jahre. Sie hat ergeben, dass es mehrfach die kompletten Jahresernten verha-

gelt hat, da gerade der Hopfenanbau sehr anfällig ist und sehr stark unter Hagel leidet. 

Und was ist heute die Konsequenz? Die Versicherungsprämien sind massiv gestie-

gen, sodass die Hopfenbauern in der Hallertau jetzt Schwierigkeiten haben, im inter-

nationalen Wettbewerb zu bestehen. Aber von Lösungsvorschlägen der Staatsregie-
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rung haben wir bis heute ebenfalls noch nichts gehört. Hier müssen wir einfach 

anpacken und fragen: Wo ist das Problem? Wo haben wir die Lösungen? Daher geht 

der Berichtsantrag sicher in die richtige Richtung, aber wir kritisieren, dass ein Be-

richtsantrag allein die Probleme natürlich nicht lösen kann.

Auch bei der Frage der Elementarversicherung sind wir hin- und hergerissen, darum 

habe ich noch einmal nachgefragt; denn wir sehen durchaus die Problematik, wenn 

wir eine Elementarversicherung abschließen, dass die Hemmschwelle sinkt, sein Haus 

in ein riskantes Gebiet zu bauen. Möglicherweise sagt man: Ich habe doch eh die Ele-

mentarversicherung, die zahlt ja dann aufgrund des Solidarprinzips. Das zahlen alle in 

Bayern, dann wird es schon gutgehen. Das kann es auf keinen Fall sein, darin sind wir 

uns, denke ich, einig. Daher bin ich gespannt auf das Ergebnis des Antrags, auf den 

Bericht. Zum Antrag der FREIEN WÄHLER werden wir uns enthalten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Kollege. – Als Letzter 

hat nun Herr Staatsminister Dr. Huber das Wort. Bitte schön, Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Marcel Huber (Umwelt und Verbraucherschutz): Sehr geehrter 

Herr Präsident, werte Kolleginnen und Kollegen! Die Sicherheit der Menschen hat für 

uns oberste Priorität. Dies gilt ganz besonders für den Hochwasserschutz und dort 

wiederum ganz besonders in Zeiten des Klimawandels. Ich möchte an dieser Stelle 

daran erinnern: Für Hochwasserschutzmaßnahmen wenden wir derzeit mit unserem 

Hochwasserschutz-Aktionsprogramm 2020plus 3,4 Milliarden Euro auf. Es ist das 

größte wasserbauliche Investitionsprogramm, das es in Bayern je gegeben hat.

Aber Hochwasser ist ja gerade in letzter Zeit nicht nur ein Thema der Flüsse, sondern 

– Sie haben es bereits beschrieben – wir haben das Phänomen, dass ganz lokale, 

ortsfixierte Niederschlagsgebiete plötzlich sehr häufig vorkommen, knapp daneben gar 

nichts und Niederschlagsmengen, die an einer Stelle zu katastrophalen Situationen 

führen können: Sturzfluten können praktisch überall auftreten und erzeugen katastro-
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phale Schäden, vernichten Existenzen und können sogar Menschenleben kosten. Die 

Bilder von Simbach aus dem Jahr 2016 sind uns allen noch in schlimmer Erinnerung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Menschen vor Sturzfluten zu schützen, 

ist natürlich eine wichtige Aufgabe. Darin sind wir uns einig. Aber dass wir diese Ab-

sicht schon länger im Fokus haben, möchte ich an dieser Stelle noch einmal unter-

streichen. Kurz nach den Ereignissen in Simbach haben wir unser Aktionspro-

gramm 2020plus um eine spezielle Komponente "Sturzfluten" erweitert. 12 Millionen 

Euro und 30 zusätzliche Stellen in den Wasserwirtschaftsverwaltungen haben wir auf 

den Weg gebracht.

Nun aber zu Ihren Fragen. Selbstverständlich freue ich mich schon jetzt darauf, diese 

beantworten zu können; aber vielleicht schon vorab einige Dinge: Wenn die Kommu-

nen mit solchen Situationen konfrontiert sind, das heißt, wenn sie sich in einer geogra-

fischen Lage befinden, in der ein solches Sturzflutereignis stattfinden kann, das bei 

ihnen speziell zu Schäden führt, dann müssen sie das wissen. Um den Kommunen 

zur Seite zu stehen und ihnen zu zeigen bzw. dieses Wissen zu vermitteln, wo solche 

Sturzbäche zu erwarten sind, wo es in den Gemeinden Schwachstellen gibt – wie in 

Simbach –, wo es Brücken oder Stauanlagen gibt, die gefährlich sein können, haben 

wir eine Reihe von Maßnahmen auf den Weg gebracht:

Die Wasserwirtschaftsämter kümmern sich verstärkt um die Gewässeraufsicht. Aller-

dings stößt das nicht immer nur auf Begeisterung, wenn wir zum Beispiel bei Stauan-

lagen oder auch bei großen Teichanlagen eingreifen und sagen müssen: Diese Anlage 

ist nicht standsicher, hier muss man etwas tun. Wir nutzen alle Kontaktmöglichkeiten, 

beispielsweise die Gewässernachbarschaften oder die Beratung im Rahmen der 

Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie, um die Kommunen zu dem Thema Starkre-

gen optimal zu informieren.

Die Hinweiskarte, die wir heute medial angekündigt haben, ist natürlich per se unnütz, 

da von ihr niemand geschützt wird. Aber die Karten sind ja nur ein Hinweis darauf, wo 
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es solche Situationen geben kann. Sie helfen dann im zweiten und dritten Schritt den 

Kommunen, zu sehen, wo tatsächlich Handlungsbedarf besteht, und sie helfen dabei, 

die notwendigen Maßnahmen einzuleiten.

Wir werden diese Informationen übrigens über das Internet allen Bürgern zur Verfü-

gung stellen. Ich habe beispielsweise bei dem heutigen Gewitter unseren Hochwas-

ser-Nachrichtendienst einmal versuchsweise getestet. Er ist als Handy-App jederzeit 

einsehbar und wird ergänzt durch ein Niederschlagsinformationssystem, in dem man 

jederzeit nachschauen kann, an welcher Stelle gerade welche Niederschläge zu er-

warten sind und wie sich die Dinge entwickeln.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Wissen ist das eine, aber dass die Maßnah-

men, die dann aus dem Wissen, aus den Karten resultieren, auch einen Haufen Geld 

kosten, wenn man sie einleitet, ist uns ebenfalls klar. Deshalb haben wir die Förderung 

von Kommunen auf der Basis der Erfahrungen von 2016 deutlich ausgeweitet. Wir 

haben den bestehenden Fördermöglichkeiten für Hochwasserschutz und Gewässerre-

naturierung zusätzliche neue Fördertatbestände hinzugefügt, übrigens mit einer För-

derhöhe bis zu 75 %. Dabei geht es zum Beispiel um Gefährdungsbetrachtungen, An-

lagensicherheit bei kommunalen Stauanlagen oder um ein Sonderförderprogramm für 

integrale Konzepte zum kommunalen Sturzflut-Risikomanagement. Inzwischen gibt es 

schon über 30 Kommunen, die diese in Anspruch nehmen und damit ihre Kommune 

vor etwaiger besonderer lokaler Gefahr sichern.

Zu Ihrer zweiten Frage nach der Erosion bei landwirtschaftlichen Böden kann ich 

Ihnen sagen: Wir haben einen Wasserpakt geschlossen. Darin haben wir die Beteilig-

ten, die Landwirtschaft, fest eingebunden. Auch hier passiert viel.

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): … Da passiert viel?)

– Lieber Christian, die Beispiele der Best-Practice-Netze von hundert landwirtschaft-

lich vorbildlich wirtschaftenden Betrieben zeigen eindrucksvoll, wie man es machen 

könnte. Dass es noch nicht alle machen, darin sind wir uns einig. Aber wir können mit 
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diesen Best-Practice-Beispielen vielen zeigen, dass es möglich ist. Wenn man es an 

der Schule nicht lernt, kann man es nicht wissen; deshalb gehen wir mit dem neuen 

Thema Gewässerschutz in die landwirtschaftlichen Schulen. Wir haben auch im 

KULAP speziell den Schwerpunkt Boden und Gewässerschutz gesetzt, und ich bin mir 

ganz sicher, dass wir damit auch das Thema Landwirtschaft und Erosion besser in 

den Griff bekommen werden.

Zur letzten Frage, der Elementarschadenversicherung: Wir haben lange überlegt und 

mit vielen Fachleuten gesprochen. Eine Pflichtversicherung geht nicht. Diese kann 

man anordnen, wenn es darum geht, den Schaden anderer zu versichern, wie es zum 

Beispiel bei einer Haftpflichtversicherung im Straßenverkehr der Fall ist. Aber man 

kann niemanden dazu zwingen, sein eigenes Hab und Gut zu versichern. Da bleibt 

nur übrig, dass wir dafür werben und uns bemühen, für besonders hohe Prämien an 

besonders hoch gefährdeten Orten entlang von Flüssen eine Pufferung zu schaf-

fen.Wir sind noch nicht am Ende der Untersuchungen; uns muss noch etwas Knacki-

ges einfallen. Wir müssen aber für eine Übernahme des eigenen Risikos in eigener 

Verantwortung der Eigentümer für ihr Hab und Gut werben. In anderen Bundesländern 

ist man weiter. Wir sind inzwischen bei Elementarschadensversicherungen bei 32 %. 

Da ist noch ordentlich Luft nach oben vorhanden, und wir müssen gemeinsam daran 

arbeiten, die Leute zu überzeugen. Allerdings müssen wir auch behilflich sein, die Un-

terschiede zwischen den Versicherungen aufzuzeigen, und den Leuten mit sorgfältiger 

Beratung helfen, für sie eine jeweils geeignete, aber auch finanzierbare Versicherung 

zu finden. Fachleute wie zum Beispiel Prof. Günthert weisen darauf hin, dass man die 

Selbstbehalte mit relativ einfachen Maßnahmen deutlich reduzieren kann. Wenn man 

im Haus entsprechende Maßnahmen vornimmt, kann man eine deutlich niedrigere 

Prämie erhalten. Dabei wollen wir auch behilflich sein.

Das heißt in summa: Wir sind unterwegs, viel für die Sicherheit unserer Bürgerinnen 

und Bürger gerade auch beim Thema Sturzflut zu tun. Wir legen das bei der Beant-

wortung Ihrer Fragen gerne noch ausführlicher vor.
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(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Staatsminister. – Jetzt 

hat Herr Adelt zu einer Zwischenbemerkung das Wort.

Klaus Adelt (SPD): (Vom Redner nicht autorisiert) Herr Minister, ich möchte Sie auf 

ein Phänomen hinweisen, das in eine weitere Frage münden wird und das in den letz-

ten Jahren Oberfranken betroffen hat, ganz besonders in Form von Starkniederschlä-

gen. Arzberg, fernab jedes Vorfluters, ist vor 14 Tagen abgesoffen. Wo wollen Sie dort 

einen Hochwasserdamm errichten? Dort ist noch nie etwas passiert; die Leute konn-

ten sich auch nicht versichern. Die Straßen wurden sauber gemacht. In der letzten 

Woche ist dasselbe wieder passiert. In Gefrees gab es ein ähnliches Phänomen und 

gestern das gleiche Problem an derselben Stelle. Dort war früher noch nie etwas ge-

wesen. In Helmbrechts gab es das Phänomen, dass in zwei Straßen Hagelkörner 

20 cm hoch lagen, drei Straßen weiter jedoch nichts lag.

Der Berichtsantrag ist ein erster Weg. Die Wasserwirtschaftsämter, das LfU und die 

leider Gottes abgespeckten meteorologischen Messstationen müssen bei uns wesent-

lich mehr Grundlagenforschung betreiben,

(Beifall des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

um den Leuten weiterhelfen zu können. Die Leute wissen nämlich nicht, wo es regnet 

– in einem Jahr hier und im anderen Jahr dort. Sie sichern ihr Haus ab, in den nächs-

ten 30 Jahren passiert nichts, aber im 31. Jahr passiert etwas.

(Beifall des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Adelt. – Herr Staatsmi-

nister, Sie haben das Wort.

Staatsminister Dr. Marcel Huber (Umwelt und Verbraucherschutz): Das Phänomen, 

das du gerade beschrieben hast, dass nämlich in der einen Straße gar nichts ist, in 
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der anderen Straße jedoch schon, werden wir durch eine hohe Zahl von Meteorologen 

nicht lösen können. Ein Blick auf die neue Sturzflutgefährdungskarte wird dir zeigen, 

dass oftmals in Lagen, zum Beispiel Tallagen, in denen sich kein Bach oder Fluss be-

findet, oder Senken alles zusammenläuft, für die eine ganz besondere Gefährdung 

ausgewiesen wird. Das haben wir geografisch bearbeitet. Wir werden auch Lagen, die 

nicht vom klassischen Flusshochwasser bedroht sind, ermitteln, damit die Kommunen 

überlegen können, was sie dort zur Vorbeugung unternehmen können, um in einer ex-

tremen Niederschlagssituation nicht, wie du so schön sagst, abzusaufen.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke. – Moment mal! Bleiben Sie bitte 

schön am Rednerpult. Kollege Prof. Bauer hat sich gemeldet.

Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer (FREIE WÄHLER): Herr Staatsminister, Sie haben 

gerade ausgeführt, dass es nicht möglich ist, private Sachen mit einer Elementarscha-

densversicherung abzusichern. Warum geht dies beim Brandschutz? Warum ist das 

vorgeschrieben? Warum geht das dort? Die Häuser gehören ja auch Privaten. Beim 

Brandschutz geht es, beim Hochwasserschutz soll es aber nicht gehen. Diesen Unter-

schied wollen Sie mir bitte erklären.

(Ingrid Heckner (CSU): Weil ein Hochhaus im Hochwasser nicht absäuft!)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Staatsminister, Sie haben das Wort.

Staatsminister Dr. Marcel Huber (Umwelt und Verbraucherschutz): Wir sind noch 

nicht am Ende der Analysen, um herauszufinden, wie wir möglichst viel hinbekommen 

können. – Die Auskunft stammt von einem Verfassungsrechtler. Ich bin ein bescheide-

ner Tierarzt. Ich lasse Ihnen die Begründung zukommen.

(Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer (FREIE WÄHLER): Vielen Dank! – Beifall bei 

der CSU)
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Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Staatsminister. Weitere 

Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Damit ist Aussprache geschlossen. Wir kommen 

zur Abstimmung. Dazu werden die Anträge wieder getrennt.

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 17/22368 – das ist der Antrag der SPD-

Fraktion – seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 

sind die CSU-Fraktion, die SPD-Fraktion, die Fraktion der FREIEN WÄHLER und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen! – Sehe ich keine. Stimmenthaltungen? – 

Auch nicht. Dann ist dieser Dringlichkeitsantrag einstimmig angenommen.

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 17/22392 – das ist der Antrag der Frak-

tion der FREIEN WÄHLER – zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 

sind die FREIEN WÄHLER. Gegenstimmen! – Das ist die CSU. Stimmenthaltungen? – 

Das sind die SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Dann ist dieser Dringlichkeitsan-

trag abgelehnt.

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen 17/22369 mit 17/22375 sowie die 

Drucksachen 17/22393 mit 17/22397 werden in die zuständigen federführenden Aus-

schüsse verwiesen.

Bevor ich den Tagesordnungspunkt 12 aufrufe, möchte ich Ihnen mitteilen, dass für 

den Tagesordnungspunkt 13 auf Aussprache verzichtet worden ist. Dort findet dann 

sofort die Abstimmung statt.
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